
Einleitung

Die Patientenverfügung basiert auf dem
Gedanken der Privatautonomie, des Selbst-
bestimmungsrechts und – in einem ab-
strakten Sinne – dem Prinzip der Vertrags-
freiheit. Als solche scheint sie sich grund-
sätzlich einer Anwendung in Gesellschafts-
formen zu entziehen, die nicht oder nicht
in gleichem Maße diese Prinzipien ver-
körpern. Da in einer liberalen und zugleich
multikulturellen Gesellschaft die Einbezie-
hung anderer Vorstellungen vom guten Le-
ben nicht nur naheliegt, sondern geradezu
notwendig ist, stellt sich die Frage, wie
man die Patientenverfügung ausgestalten
oder verstehen könnte, damit sie tatsäch-
lich zur Minimierung oder Lösung von
Rechtskonflikten beitragen kann. Von
zentraler Bedeutung ist hier insbesondere
die Berücksichtigung eines eher relatio-
nalen oder kollektivistischen Autonomie-
begriffs, der die wichtige Funktion von
Beziehungen und Verbundenheit für das
Selbstverständnis einer Person und für die
Reichweite ihrer Selbstbestimmung betont.
Eine entsprechend stärkere Gewichtung
der Familien- oder Sippenbande und eine
Relativierung von Individualität und pri-
vater Selbstbestimmung sind nicht nur in
verschiedenen eingewanderten Kulturen,
sondern auch in einheimischen Lebensfor-
men und Gesellschaftsvorstellungen zu fin-
den.

Ich werde zunächst die rechtliche Grund-
struktur der Patientenverfügung darlegen
und diese als wirksames und schützens-

wertes Rechtsinstitut positionieren. Die
Patientenverfügung soll im Wesentlichen
auf der bestehenden rechtlichen Basis auf-
bauen, die für die Patientenverfügung auch
eine zentrale Rolle bei der strafrechtlichen
Absicherung medizinischer Eingriffe vor-
sieht. Wie soll aber unter diesen Vorausset-
zungen eine Annäherung oder gar Anpas-
sung stattfinden? Eine Möglichkeit liegt in
der Klärung der umstrittenen Frage, ob
die Patientenverfügung eine Einwilligung
oder bloß ein Indiz für eine mutmaßliche
Einwilligung – bzw. eine verbindliche Wil-
lensbekundung oder ein bloßes Indiz für
den Willen des Verfügenden – darstellt. In
dieser an sich sehr technischen Frage
steckt das Potenzial für zwei unterschied-
lich ausgerichtete Konzeptualisierungen
der Patientenverfügung. Prima facie ver-
mag die Konzeptualisierung als bloßes
Indiz für den mutmaßlichen Willen das
Selbstbestimmungsrecht des Verfügenden
– angesichts der stärkeren Gewichtung der
Meinungen und Kenntnisse Dritter im Sin-
ne einer relational begründeten Entschei-
dung – eher zurückzudrängen; die not-
wendige Berücksichtigung solcher Auto-
nomiekonzepte in einer multikulturellen
Gesellschaft könnte sich entsprechend als
wichtiges Argument für die Bestimmung
der Patientenverfügung als Indiz für eine
mutmaßliche Einwilligung erweisen, da
die Patientenverfügung nicht allein an den
darin geäußerten Willen des Verfügenden
gebunden wäre und so möglicherweise an-
passungsfähiger würde. Ich werde die ge-
genteilige These aufstellen und darlegen,
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dass gerade auch die Berücksichtigung
eines kulturübergreifenden Kontextes für
die Bestimmung der Patientenverfügung
als verbindliche Einwilligung bzw. Willens-
bekundung des Verfügenden spricht.

Die rechtliche Basis

Ausgangspunkt ist das verfassungsrecht-
lich geschützte Recht auf Selbstbestim-
mung über den eigenen Körper (vgl. [15],
S. 1109) und das damit einhergehende
Prinzip, dass niemand verpflichtet ist, Ein-
griffe anderer in seine körperliche Integri-
tät hinzunehmen. Außer in Fällen, in de-
nen Schaden für Dritte abgewendet werden
soll, darf niemand gezwungen werden, me-
dizinische Hilfe anzunehmen und seine
Genesung zu fördern ([6], S. 641). Gegen
den Willen des Patienten darf „eine ärzt-
liche Behandlung grundsätzlich weder ein-
geleitet noch fortgesetzt werden“. 1 Für den
Patienten bedeutet dies, dass er nach eige-
nem Ermessen in eine Behandlung einwil-
ligen oder sie ablehnen darf – die Gründe
dafür werden keinen objektiven Vernünf-
tigkeitskriterien unterworfen (vgl. [16], S.
163). Aus strafrechtlicher Sicht gilt für Ärz-
te und Pfleger, dass sie sich einer Körper-
verletzung strafbar machen, wenn sie in
Missachtung des Patientenwillens medizi-
nische Maßnahmen ergreifen, die mit ei-
ner nicht unerheblichen Beeinträchtigung
der körperlichen Integrität verbunden sind
([6], S. 642; vgl. auch [14], S. 61–62), bzw.
einer Nötigung oder Freiheitsberaubung,
wenn eine anderweitige Behandlung ohne
den Willen des Patienten durchgeführt
wird. Die Einwilligung des Patienten in ein
bestimmtes Verhalten des medizinischen
Personals nimmt diesem gemäß einer
Sichtweise, die das Selbstbestimmungs-
recht in das geschützte Rechtsgut inte-
griert, bereits die Tatbestandsmäßigkeit,
d. h., das Verhalten erfüllt erst gar nicht die
Voraussetzungen, um unter die strafrecht-

liche Gesetzesnorm zu fallen. Nach der an-
deren – vorzugswürdigen – Sichtweise
nimmt die Einwilligung des Patienten dem
an sich strafbaren Verhalten von Ärzten
und Pflegern lediglich die Rechtswidrig-
keit, d. h., ihr Verhalten fällt zwar unter ei-
ne Verbotsnorm, ist aber ggf. durch die
Einwilligung gerechtfertigt ([6], S. 642).

Formen und Reichweite
der Einwilligung

Es ist unbestritten, dass die Einwilligung
in verschiedenen Formen vorliegen kann.
Sie kann nicht nur durch eine aktuelle Zu-
stimmung gegeben werden, sondern ins-
besondere auch als mutmaßliche Einwil-
ligung, wenn das medizinische Personal
die Einwilligung aufgrund der Urteilsunfä-
higkeit – und entsprechend der Einwil-
ligungsunfähigkeit – des Patienten nicht
einholen kann und nach den Vorgaben zu
handeln hat, die der Patient gewollt hätte
(vgl. [5], S. 78 f.). Es geht dabei aber nicht
um eine Abwägung seiner objektiven Inte-
ressen, sondern um die Bestimmung des
Willens, so wie der Patient ihn äußern
würde, wenn er könnte. Entscheidend ist,
dass hierzu alle feststellbaren Indizien und
Informationen gesammelt werden, ins-
besondere auch Aussagen von Familien-
angehörigen, aus denen dann der Patien-
tenwille gleichsam als Produkt einer ge-
meinsamen Erkenntnisleistung hervor-
geht.

Sowohl die erklärte wie auch die mut-
maßliche Einwilligung transformieren den
an sich strafbaren medizinischen Eingriff
in die Freiheit oder körperliche Integrität
des Patienten in ein rechtmäßiges Verhal-
ten (vgl. auch [3], S. 24 f.). Da also jede me-
dizinische Behandlung eine zumindest
mutmaßliche rechtfertigende Einwilligung
voraussetzt, kann der Patient durch die
Verweigerung der Einwilligung jede (wei-
tere) Behandlung unterbinden und somit
unter anderem die passive Sterbehilfe be-
gründen und legitimieren (zum Ganzen
[6], S. 642).
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Die Patientenverfügung

Ziel einer Patientenverfügung ist es, dem
Verfügenden die Möglichkeit vorzeitiger
Anweisungen über das von ihm gewünsch-
te Vorgehen zu geben für den Fall, dass er
später infolge von Urteilsunfähigkeit nicht
mehr selber über medizinische Eingriffe
entscheiden kann. 2 Dem Patienten ist es
erlaubt, solche Vorabverfügungen zu tref-
fen, um im Zustand der Urteilsunfähigkeit
sein Selbstbestimmungsrecht zu wahren
und paternalistische Eingriffe abwehren zu
können ([8], S. 142 ff.). Die Anweisungen
in einer Patientenverfügung können auch
dahin gehen, die Entscheidung zu delegie-
ren 3 oder eine bestimmte Grundlage für
eine Entscheidung zu schaffen, bspw.
durch Einbeziehung der Ansichten und
Meinungen anderer in einem kommunika-
tiven Austausch. Strafrechtlich wirken sich
die Aussagen in der Patientenverfügung als
Verweigerung der eigenen Einwilligung in
medizinische Behandlungen aus, die zu ei-
ner Verlängerung der Lebenserwartung
führen könnten. Sofern die Patientenverfü-
gung keine anderweitige Bestimmung des
Entscheidungsträgers vorsieht, soll damit
die Intervention in die Freiheit oder kör-
perliche Integrität zu therapeutischen
Zwecken untersagt werden, und zwar
selbst dann, wenn dies zu einem früheren
Tod führt. In diesen Fällen geht es letztlich
nicht um die Einwilligung in eine Fremd-
tötung als vielmehr um den Schutz der
eigenen Rechtssphäre vor unerwünschten
(und strafbaren) Eingriffen (vgl. [6], S.
648).

Während sich die umfassende medizi-
nische Aufklärung als zentrale Vorausset-
zung für die Einwilligung in einen Heilein-

griff etabliert hat, bedarf der Entscheid zu
einem Behandlungsabbruch oder ein Be-
handlungsveto keinerlei vorhergehender
Aufklärung durch Drittpersonen, und
zwar genauso wenig wie der völlige Ver-
zicht auf Rat und Hilfe ([6], S. 647). Inso-
fern die Patientenverfügung nicht eine
Einwilligung in eine bestimmte medizini-
sche Behandlung, sondern vielmehr eine
Verweigerung der Einwilligung in (weitere)
medizinische Behandlungen ist, ist sie also
auch dann wirksam, wenn ihr keine um-
fassende medizinische Aufklärung voraus-
geht. Der Patient muss seine Verweigerung
der Einwilligung bzw. seinen Entscheid, ei-
ne medizinische Behandlung nicht zuzu-
lassen, nicht begründen. Die Verweigerung
der Einwilligung in mögliche (weitere)
medizinische Behandlungen mittels der
Patientenverfügung ruft gleichsam die gel-
tende Ausgangsregel auf den Plan: Die me-
dizinische Behandlung ist ein Eingriff in
die körperliche Integrität des Patienten
und somit grundsätzlich tatbestandsmäßig
und unzulässig. Mit der Patientenverfü-
gung bestätigt der Verfügende, dass diese
Regel gelten soll. Da hingegen die Einwil-
ligung des Patienten ein Abweichen von
dieser Grundregel bzw. eine Rechtferti-
gung des an sich tatbestandsmäßigen Ein-
griffs ermöglicht, muss dafür mit der hin-
reichenden Aufklärung eine Vorausset-
zung der Wirksamkeit eingeführt werden.

Im Folgenden soll die Frage nach der
Verbindlichkeit und der Konzeptualisie-
rung der Patientenverfügung gestellt wer-
den. Ich setzte dabei voraus, dass eine An-
näherung oder Anpassung der Patienten-
verfügung an Wertvorstellungen einer kul-
turübergreifenden Bioethik nicht über eine
Verdrängung der bisher genannten Struk-
turelemente der Einwilligungsdogmatik
und der Anliegen der Patientenverfügung
erfolgen darf. Da diese die eigentliche Na-
tur einer sinnvollen Patientenverfügung
konstituieren, würde eine solche Verdrän-
gung dazu führen, dass man die Vorteile,
die eine Patientenverfügung überhaupt
erst attraktiv machen, einbüßen würde
(vgl. auch [2], S. 110).
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Zusammenfassung
Erleichtert die Konzeptualisierung der Patienten-
verfügung als bloßes Indiz für den mutmaßli-
chen Willen die notwendige Einbeziehung eines
relationalen Autonomieverständnisses in eine zu-
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Argumente – für die Patientenverfügung als
verbindliche Willensbekundung spricht. Diese
erweist sich als flexibel genug, um unterschied-
lichen Formen von Autonomie gerecht zu wer-
den.
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Abstract
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tualization of advance directives offers a more
suitable instrument for the inclusion of a less in-
dividualistic and more relational notion of au-
tonomy in multicultural bioethics? Arguments
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as binding declarations, I will not only conclude
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Wille oder Indiz
für mutmaßlichen Willen?

Während also nach übereinstimmender
Auffassung der Wille des Patienten die not-
wendige Grundlage für medizinische Ent-
scheidungen bildet, ist umstritten, ob die
Patientenverfügung als verbindliche An-
weisung gelten soll, in der gleichsam der
Wille des Patienten ausgemacht werden
kann, oder ob sie nur als mehr oder weni-
ger gewichtiger Aspekt einer ganzen Reihe
von zu berücksichtigenden Elementen fun-
giert, mit denen auf den mutmaßlichen
Willen des Patienten geschlossen werden
kann. Dies ist vor allem im Hinblick auf
die Frage relevant, ob es erlaubt oder gar
notwendig ist, die Meinung anderer im
Sinne eines relationalen Autonomiever-
ständnisses zu berücksichtigen. Indem
man die Patientenverfügung als bloßes In-
diz für den mutmaßlichen Willen auffasst,
könnte man zweierlei erreichen: Erstens
würde man deren Inhalt über eine zulässi-
ge Auslegung hinaus Mutmaßungen und
Ergänzungen durch Drittpersonen zu-
gänglich machen. 4 Zweitens könnte man,
über die eigentliche Interpretation hinaus,
die Ansichten, Meinungen, Vorstellungen
und Kenntnisse Dritter (insbesondere von
Familienangehörigen) einbeziehen, sofern
man davon ausgeht, dass die Selbstbestim-
mung nicht isoliert und außerhalb von so-
zialen Kontexten verstanden werden soll
(vgl. [15], S. 1110). Konkret könnte dies
durch folgende Art von Aussagen gesche-
hen: „[Der Patient] fühlt sich nur im Kreise
seiner Familie geborgen und nur als Teil
der Familie als Mensch ernst genommen.“
– „[Der Patient] hat sich immer wieder ne-
gativ über die kaltherzige Individualisie-
rung und soziale Vereinsamung in der Ge-
sellschaft geäußert.“ – „Erst im höheren
Alter hat [der Patient] erkannt, worauf es
ihm wirklich ankommt: auf ein Gefühl der
Zugehörigkeit und Verbundenheit und

nicht auf die Durchsetzung des eigenen
Willens.“ – „[Der Patient] möchte sicher,
dass seine Familie als relevante Einheit
über sein Schicksal entscheidet.“

Da die tatsächliche Entscheidung und
das Vorgehen des medizinischen Personals
sehr unterschiedlich ausfallen können, je
nachdem, ob man die Patientenverfügung
als verbindliche und in sich geschlossene
Willensbekundung oder als bloßes Indiz
für den gegenwärtigen mutmaßlichen Wil-
len auffasst, ist es verfehlt, den Streit zwi-
schen den beiden Positionen als unbedeu-
tend zu bezeichnen (vgl. [9], S. 497). Alles
andere als eine klare Lösung dieses Streites
dürfte nicht im Sinne der (potentiellen)
Patienten sein, da diese beim Verfassen der
Patientenverfügung zu recht wissen wol-
len, was gilt und welcher Stellenwert ihren
Aussagen zugemessen wird.

Die Verbindlichkeit
der Patientenverfügung

Das Spektrum der Meinungen bezüglich
des genauen Umfangs der Verbindlichkeit
bzw. der Wirkung der Patientenverfügung
reicht von der Verbindlichkeit 5 über eine
bloße Indizwirkung (vgl. [12], N. 16) bis
hin zur Unbeachtlichkeit (zum Ganzen [9],
S. 495). Im Hinblick auf die erstgenannte
Meinung ist relevant, dass Verbindlichkeit
nicht im engeren Sinne als „uneinge-
schränkt“ bezeichnet werden darf, da nicht
alle geäußerten Wünsche wörtlich umge-
setzt werden müssen und man durchaus
gewisse formelle Voraussetzungen an die
Patientenverfügung stellen kann (Schrift-
lichkeit, eigenhändige Unterschrift, Ver-
ständlichkeit etc.) (vgl. [9], S. 498), so dass
nicht einfach jede Äußerung, die als Pa-
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tientenverfügung bezeichnet wird, auch als
solche gelten kann. 6

Gegen eine Überprüfung der Anord-
nungen sowie hohe Hürden für deren
Gültigkeit ist grundsätzlich nichts ein-
zuwenden, sofern dies dazu dient, die Wil-
lensbekundung vor Missbrauch zu schüt-
zen. Auch für die Patientenverfügung gilt,
dass sie nur dann verbindlich sein kann,
wenn sie inhaltlich hinreichend klar ist
(man muss verstehen können, was der
Verfügende will) und die formellen Krite-
rien erfüllt sind. Die Patientenverfügung
muss zudem von bloßen mündlichen all-
gemeinen Äußerungen, Wünschen oder
Ansichten unterschieden werden: Letztere
dienen klarerweise (nur) als Hinweise auf
den mutmaßlichen Willen, während Ers-
tere ein Mehr zum Ziel hat, nämlich die
Bindung (und die strafrechtliche Ent-
lastung) Dritter durch den darin geäußer-
ten Willen des Verfügenden. Dies gilt ins-
besondere für allgemeine mündliche Äu-
ßerungen, die das zuständige medizinische
Personal nicht unmittelbar gehört hat; eine
Patientenverfügung im eigentlichen Sinne
liegt dann nicht vor (vgl. [9], S. 498). Dass
hingegen konkrete mündliche Äußerungen
des urteilsfähigen Patienten im Vorfeld ei-
ner konkreten Entscheidung Dritte binden,
ist unumstritten. Ebenso besteht weitge-
hend Einigkeit darüber, dass die Patienten-
verfügung widerrufbar sein muss (vgl.
[10], S. 57 ff. und [7], S. 321 f.) und dass ihr
nur dann Verbindlichkeit zukommt, wenn
ihr keine aktuelle Willensbekundung ent-
gegensteht (vgl. [9], S. 496).

Die Tatsache, dass bei einem entgegen-
stehenden Willen die Patientenverfügung
gänzlich unwirksam wird, ist nicht proble-
matisch, da dies der Intention der neuen
Willensäußerung entspricht. Da die bloß
innere neue Willensbildung (forum inter-
num) zu recht als nicht ausreichend be-
zeichnet wird, um als Anknüpfung von
Rechtsfolgen zu dienen ([6], S. 653), ist das
Erkennbarmachen des Widerrufs oder des
aktuell entgegenstehenden Willens Sache

des Verfügenden. 7 Hier sollte der Grund-
satz gelten, dass die Voraussetzungen da-
für so weit zu gehen haben, dass sie den
Widerruf und den neuen Willen als genui-
ne Willensbekundung des Betroffenen ga-
rantieren und grundsätzlich unerwünschte
Interventionen von außen verhindern kön-
nen, ohne aber exzessive Hürden aufzu-
stellen. Dazu möchte ich nur zwei mögli-
che Kriterien erwähnen: 8 Die Willensän-
derung und -bekundung muss in urteils-
fähigem Zustand erfolgen und sie muss
unmittelbar an die Adressaten der zu än-
dernden Patientenverfügung gerichtet wer-
den – d. h., in der Regel an das medizi-
nische Personal, das zu entscheiden hat, ob
eine medizinische Behandlung begonnen
oder weitergeführt werden soll –, kann
aber formfrei sein. 9 Eine undokumentierte
(vermeintliche) Aussage gegenüber Dritten
ist nicht ausreichend.

Argumente gegen die Patienten-
verfügung als bloßes Indiz für den
mutmaßlichen Willen

Für die Verbindlichkeit der Patientenverfü-
gung und gegen ihre „Degradierung“ zu
einem bloßen Indiz sprechen eine Reihe
von allgemeinen Argumenten, die man im
Wesentlichen als anti-paternalistisch be-
zeichnen könnte (vgl. ausführlich dazu
[13], S. 1192 ff.) und auf die ich hier nicht
weiter eingehen möchte. Vertiefen möchte
ich aber einige Aspekte, die auf die eigent-
liche Intention des Verfügenden abzielen.

a) In einem gewissen Sinn bekräftigt die
Patientenverfügung als Behandlungsveto
nur das, was ohnehin gilt: Medizinische
Behandlungen sind zu unterlassen, weil sie
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als Eingriff in die körperliche Integrität
grundsätzlich verboten sind und nur mit-
tels Einwilligung des Patienten gerechtfer-
tigt werden können ([6], S. 650). Wenn
sich aber die Aufgabe der Patientenverfü-
gung und die Intention des Verfügenden in
der bloßen Nennung von ohnehin beste-
henden und bekannten Rechten erschöpft,
ist es kaum nachvollziehbar, warum dieses
Rechtsinstitut eine solch kontroverse De-
batte auszulösen vermag.

Die Patientenverfügung ist indes gerade
nicht gleichzusetzen mit einer Aussage der
Art „ich will nicht bestohlen werden“ und
geht vielmehr über die bloße Nennung von
bereits existierenden Rechten (bspw. nicht
bestohlen zu werden) hinaus, indem sie
nicht nur die eigenen Rechte betont, son-
dern dem potentiell Eingreifenden das
Recht nimmt, einzugreifen. Da ein solcher
Eingriff aufgrund der herrschenden Dog-
matik auch über eine mutmaßliche Einwil-
ligung erfolgen kann, ist die Patienten-
verfügung also im Wesentlichen darauf
ausgerichtet, dem medizinischen Personal
und anderen Dritten die Möglichkeit zu
entziehen, bestimmte Eingriffe unter Be-
rufung auf den mutmaßlichen Willen zu
rechtfertigen (zum Ganzen [6], S. 651). Der
Verfügende will gerade nicht, dass sein
Wille und seine Angaben durch die Be-
rücksichtigung eines durch Dritte zu ge-
staltenden (zu mutmaßenden) mutmaß-
lichen Willens unterwandert werden. Es
gilt zu vermeiden, dass einerseits das me-
dizinische Personal, andererseits aber auch
– durchaus wohlmeinende – Familien-
angehörige den Willen des Patienten ei-
nem „wahren“ mutmaßlichen Willen un-
terordnen und so letztlich nach eigenen
Vorstellungen des Guten und Richtigen
entscheiden. 10 Da es hier allein um das
prinzipielle Risiko einer Unterwanderung
geht, spielt es auch keine Rolle, ob man die

Patientenverfügung als „gewichtiges“ Indiz
bezeichnet oder nicht. 11 Die Patienten-
verfügung soll mit anderen Worten die
mutmaßliche Einwilligung gänzlich außer
Gefecht setzen. Dies kann sie aber nur,
wenn sie hierarchisch höher gestellt wird
als der mutmaßliche Wille und nicht
grundsätzlich als Teilaussage – als Indiz
unter anderen – eines mutmaßlichen Wil-
lens betrachtet wird.

b) Wenn man hingegen will, dass die
Willensbekundung in der eigenen Patien-
tenverfügung nur ein Indiz für die mut-
maßliche Einwilligung sein soll, kann man
dies genau so in der Patientenverfügung
festhalten, indem man bspw. den Willen
äußert, dass auch die Familienangehörigen
Meinungen, Ansichten und „Beweismittel“
einbringen dürfen oder dass man bei der
Entscheidung immer von einem „ganzheit-
lichen“ Bild der aktuellen Situation aus-
gehen soll. Das medizinische Personal
wird damit nicht in einen luftleeren Raum
ohne Anhaltspunkte für die Entscheidung
gedrängt, sondern auf die ganz übliche
Eruierung des mutmaßlichen Willens ver-
wiesen. Die Ausrichtung der Patienten-
verfügung als verbindliche Willensbekun-
dung im Sinne der grundlegenden Privat-
autonomie erlaubt ohne Weiteres auch die
autonome Selbstbeschränkung der Patien-
tenverfügung zu einem bloßen Indiz für
die mutmaßliche Einwilligung. Die Patien-
tenverfügung wird zudem ohnehin bloßes
Indiz, wenn sie nicht hinreichend präzis
formuliert ist. Ihre Wirkung entfällt hin-
gegen vollständig, wenn ein ihr entgegen-
stehender wirksamer aktueller Wille geäu-
ßert wurde. Solange man die Patienten-
verfügung als verbindliche Darlegung des
Willens bezüglich des darin Erklärten auf-
fasst, kann mit ihr ein viel breiteres Spekt-
rum der möglichen Vorgehensweisen im
Sterbeprozess abgedeckt werden. Sie
schließt damit nicht etwa gewisse Konzep-
tionen von Selbstbestimmung oder Auto-
nomie grundsätzlich aus der Sphäre des
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10 Diese treffende Formulierung stammt von Geth ([4],
S. 89). Vgl. dort auch den Hinweis darauf, dass vor allem
Patientenorganisationen deshalb immer wieder fordern,
die Verbindlichkeit der Verfügung müsse vom Gesetzgeber
ausdrücklich angeordnet werden. 11 So aber offenbar die SAMW ([11], S. 107).



Rechts aus, sondern ermöglicht vielmehr
die rechtliche Umsetzung und den Schutz
sowohl von individualistischen als auch
von relationalen oder kollektivistischen
Autonomieverständnissen. Es wäre ver-
fehlt, diese vielfältigen Optionen mittels
der Bestimmung der Patientenverfügung
als bloßes Indiz für den mutmaßlichen
Willen erreichen zu wollen, da dies die
notwendige Rechtssicherheit unterminie-
ren und den hinreichenden Bestand der in
einer Patientenverfügung festgehaltenen
spezifischen Willensbekundung gefährden
würde.

c) Wenn aber die Willensbekundung des
Patienten in der Verfügung aus Prinzip zu
einem bloßen Indiz degradiert wird und
man so letztlich auch entgegen dem in der
Patientenverfügung geäußerten Willen
entscheiden kann, stellt sich die Frage, wa-
rum wir es in der Regel nicht akzeptabel
finden, wenn bspw. A dem sterbenden B
verspricht, sein Erbe an eine bestimmte In-
stitution X (für die Errichtung eines selbst-
herrlichen Mausoleums) zu geben, und es
stattdessen an eine ganz andere Institution
Y (für die Bekämpfung von schweren Kin-
derkrankheiten) gibt. Die grundsätzliche
Achtung der Verstorbenen oder ein archai-
sches Verständnis, nach dem die Toten auf
unsere Welt schauen und sehen können,
dass das Versprechen nicht eingehalten
wurde und ihr Geld in andere Hände
kommt, sind nur die eine, wenig überzeu-
gende Begründung, warum wir die ander-
weitige Verteilung der Güter als nicht zu-
lässig betrachten. Viel wichtiger ist die Er-
kenntnis, dass die Funktionalität des Ver-
sprechens im Diesseits geschädigt würde,
wenn man sich ein bestimmtes Verhalten
nach dem Tod nur in dem Wissen verspre-
chen lassen könnte, dass die Einhaltung
des Versprechens letztlich zufällig wäre, ja
dass ein ganz anderes Verhalten sehr wahr-
scheinlich sogar auf Zustimmung stieße,
insbesondere dann, wenn es ein objektiv
gesehen wichtigeres Ziel verfolgt. Wäre
dies zulässig und würde dies praktiziert,
würden die Menschen das Vertrauen in
ihre Willensbekundungen verlieren, was

zum einen dazu führt, dass sie sich nicht
ernst genommen fühlen, und zum anderen
dazu, dass niemand mehr vom Rechts-
institut der Willenserklärung Gebrauch
machen bzw. diesen Willen mit anderen,
kostspieligen und möglicherweise illegalen
Mitteln schützen würde.

d) Die Patientenverfügung als verbindli-
che Willensäußerung kann zudem mehr
erreichen als nur die Bestätigung eines Ab-
wehrrechtes gegenüber Eingriffen Dritter,
die man aufgrund der Urteilsunfähigkeit
nicht mehr aktiv verhindern kann:

Erstens kann die Patientenverfügung
die tatsächlichen Entscheidungsvollstrecker
von Strafunrecht und bestehenden Hand-
lungspflichten entlasten. Dies tut sie aber
nur dann, wenn sie im umfassenden Sinne
als verbindlich angesehen wird.

Zweitens kann die Patientenverfügung
erst dann auch als sinnvolles und wirk-
sames Kommunikationsmittel verstanden
werden, wenn sie verbindlich ist. Wenn
aber der Verfügende mit der Patienten-
verfügung nicht etwa ein bestimmtes me-
dizinisches Verhalten ausschließen, son-
dern nur ein Kommunikationsbedürfnis,
eine Ansicht oder eine Haltung darlegen
möchte, muss er die Gewissheit haben,
dass genau dies auch ernst genommen und
respektiert wird. Die Vorstellung, dass in
diesen Fällen der Patientenverfügung als
Kommunikationsmittel die Verfügung als
solche eine geringere Verbindlichkeit hat
oder dass der Kommunikationscharakter
erst durch eine Einschränkung der Ver-
bindlichkeit erzielt wird, ist verfehlt und
unterminiert den Anspruch auf Bestim-
mung des Vorgehens in der Sterbephase,
den der Verfügende beim Verfassen der Pa-
tientenverfügung unzweifelhaft hat. Dies
kann sehr wohl allein der Wunsch sein,
dass dabei ein Problem artikuliert und dis-
kutiert werden soll, ohne dass konkrete
Vorgaben zur Verhaltensweise des medizi-
nischen Personals gemacht würden. Das
eine ist aber genauso eine Willensbekun-
dung wie das andere und wird nur dann
mit hinreichender Sicherheit tatsächlich
umgesetzt, wenn diese verbindlich ist. Der
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Patient wird also auch dann wollen, dass
die Patientenverfügung grundsätzlich ver-
bindlich ist, wenn es ihm allein darum
geht, dass „darüber gesprochen wird“.

Fazit

Relationale und kollektivistische Auto-
nomiekonzepte, die entgegen der klassi-
schen liberalen Tradition eine relative Be-
schränkung von Individualität und pri-
vater Selbstbestimmung anstreben, kön-
nen am sinnvollsten in das zunehmend be-
deutende Rechtsinstitut der Patientenver-
fügung eingegliedert werden, wenn die Pa-
tientenverfügung als verbindliche Willens-
äußerung definiert wird. Wenn der Einzel-
ne also will, dass Aussagen Dritter im
Sinne eines relationalen Autonomiever-
ständnisses mitberücksichtigt werden, hat
er zwei Möglichkeiten: Entweder er ver-
fasst eine Verfügung, in der das verbind-
lich so festgehalten wird, oder er verfasst
gar keine Verfügung. Der Einzelne wird
durch die Konzeptualisierung der Patien-
tenverfügung als verbindliche Willensbe-
kundung nicht in ein individualistisches
Autonomieverständnis gedrängt, sondern
kann ein relationales Autonomie-Ideal auch
dadurch verfolgen, indem er sich nicht mit-
tels einer Patientenverfügung äußert. Da ei-
ne mutmaßliche Einwilligung nach dem
bisher Gesagten subsidiär ist und nur dann
zur Anwendung kommt, wenn keine tat-
sächliche aktuelle oder verfügte Willens-
bekundung vorliegt, kommt bei fehlender
Patientenverfügung automatisch die Be-
stimmung des mutmaßlichen Willens –
und somit in der Regel die Einbeziehung
der Familie und des sozialen Umfeldes des
Patienten – zum Zug. Damit aber die Patien-
tenverfügung in einem kulturübergreifen-
den Kontext der Komplexität und Vielfalt
in der Tat gerecht wirdund auch für denjeni-
gen wirksam sein kann, der gerade diese
Berücksichtigung mittels seiner Willens-
bekundung verhindern möchte, muss sie
als solche Verbindlichkeit haben und nicht
bloß Indizwirkung.
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